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Per mail
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Sehr geehrter Herr Minister de Maizìere, sehr geehrter Herr Minister Westerwelle,  
sehr geehrter Herr Dr. Schlie, sehr geehrter Herr Botschafter Nikel, 

wir,  die unterzeichnenden Vertreterinnen und Vertreter der deutschen Zivilgesellschaft und der
deutschen Politik fordern die Bundesregierung dringend auf, dem von der Nichtpaktgebundenen
Bewegung im 1. Ausschuss der UN-Generalversammlung eingebrachten Resolutionsentwurf zum
Thema Uranmunition zuzustimmen. Er widerspiegelt in korrekter Weise den erreichten
Diskussionsstand, einschließlich der Bezugnahme auf die UNEP-Position eines „precautionary
approach“ in Bezug auf die DU-Thematik. Eine solche Position ist von UNEP beständig vertreten
worden (s. Übersicht im Anhang). 
Wir hoffen, dass sich die Bundesregierung weiter – wie bisher – positiv zu der UN-Befassung mit dem
Problem der Uranmunition äußert.

Mit freundlichen Grüßen
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